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Diese statistischen Publikationen können bezogen werden beim 

Herausgeber: 

Veröffentlichungen des Thüringer Landesamtes für 

Statistik 

Monat: Dezember 2020 

 
 

Titel Bestell- 

Nr. 

Preis 

(EUR) 

 
Erwerbstätige 1991 bis 2018 

Ergebnisse der Originärberechnung, 

Jahresdurchschnittsberechnung 

 
 

01 604 

 
 

11,25 

Erwerbstätige 2009 bis 2019 

Ergebnisse der Originärberechnung, 

Jahresdurchschnittsberechnung 

 

 
01 604 

 

 
8,75 

Ergebnisse der Berufsbildungsstatistik 2019 02 202 5,00 

Ernte- und Betriebsberichterstattung 

Feldfrüchte und Grünland 2020, 

Stand November 

 

 
03 204 

 

 
1,25 

Ernte im Marktobstbau 2020 03 207 1,25 

Rinderbestand am 3. November 2020 03 315 3,75 

Schweinebestand am 3. November 2020 

Vorläufige Ergebnisse 

 
03 316 

 
2,50 

Schafbestand am 3. November 2020 

Vorläufige Ergebnisse 

 
03 318 

 
1,25 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

Januar 2019 – September 2020 nach Kreisen 

 
05 102 

 
3,75 

Bauhauptgewerbe 

Januar 2019 – September 2020 

 
05 201 

 
3,75 

Bauhaupt- und Ausbaugewerbe 

Januar 2019 – September 2020 nach Kreisen 

 
05 202 

 
6,25 

Bauhaupt- und Ausbaugewerbe 

3. Vierteljahr 2020 

 
05 206 

 
3,75 

Energiewirtschaft 3. Vierteljahr 2020 05 401 5,00 

Baugenehmigungen Oktober 2020 06 207 5,00 

Umsatz und Beschäftigte im Handel und Gast- 

gewerbe (Messzahlen und Veränderungsraten) 

Januar 2019 – September 2020 

Vorläufige Ergebnisse 

 
 

 
07 103 

 
 

 
3,75 

Aus- und Einfuhr 3. Vierteljahr 2020 

Vorläufige Ergebnisse 

 
07 301 

 
6,25 

Straßenverkehrsunfälle September 2020 

Vorläufige Ergebnisse 

 
08 102 

 
6,25 

Auszahlungen und Einzahlungen der 

öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe 2019 

 
10 107 

 
3,75 

Verbraucherpreisindex November 2020 12 101 6,25 

Statistisches Jahrbuch, Ausgabe 2020 40 101 20,00 

Statistisches Monatsheft November 2020 40 301 5,00 

Kreiszahlen, Ausgabe 2020 40 501 8,00 

Atlas Wirtschaft, Ausgabe 2020 40 506 18,50 

Aktuelle Zahlen in Zeiten der Corona-Pandemie 

2020, Ausgabe: Dezember 

 
41 027 

 
0,00 

Faltblatt An einem Tag, Ausgabe 2020 80 126 0,00 
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Wahl der Abgeordneten zum 20. Deutschen Bun- 

destag am 26. September 2021 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

 
Erste Bekanntmachung des Landeswahlleiters Thüringen vom 

4. Januar 2021 

 
 

Nachdem der 26. September 2021 durch den Bundespräsidenten 

als Wahltag angeordnet worden ist, gibt der Landeswahlleiter Fol- 

gendes bekannt: 

 
 

I. Landeslisten 

 
 

1. Wahlvorschlagsrecht 

 
Landeslisten können gemäß § 27 Absatz 1 Bundeswahlgesetz 

nur von Parteien eingereicht werden. 

 
Gemäß § 18 Absatz 2 Bundeswahlgesetz können Parteien, die 

im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letz- 

ter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbro- 

chen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, als 

solche eine Landesliste nur einreichen, wenn sie spätestens am 

21. Juni 2021 bis 18.00 Uhr dem Bundeswahlleiter ihre Beteili- 

gung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundes- 

wahlausschuss die Parteieigenschaft festgestellt hat. 

 
Die Anzeige muss den Namen und die Kurzbezeichnung, unter 

denen die Partei sich an der Wahl beteiligen wird, enthalten und 

von mindestens drei Mitgliedern des Landesvorstands darun- 

ter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bun- 

desvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Partei- 

organisation an die Stelle des Bundesvorstandes. 

 
Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Par- 

teien sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 

des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. Des Weiteren sol- 

len der Anzeige Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 

Absatz 1 Satz 1 Parteiengesetz beigefügt werden. 
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2. Einreichen von Landeslisten 

 
Eine Partei kann gemäß § 18 Absatz 5 Bundeswahlgesetz im 

Wahlgebiet nur eine Landesliste einreichen. 

 
Landeslisten sind möglichst frühzeitig, spätestens am 19. Juli 

2021 bis 18.00 Uhr schriftlich beim Landeswahlleiter einzu- 

reichen. Landeslisten können gemäß § 18 Absatz 1 Bundeswahl- 

gesetz nur von Parteien eingereicht werden. Sie müssen von min- 

destens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes 

der Partei darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter 

persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Wenn Landes- 

verbände nicht bestehen, muss die Landesliste von den Vorstän- 

den der nächstniedrigeren Gebietsverbände, die im Wahlgebiet 

liegen, eigenhändig unterzeichnet sein. 

 
Als Bewerber einer Partei kann in einer Landesliste nur benannt 

werden, wer in einer Mitgliederversammlung oder in einer beson- 

deren oder allgemeinen Vertreterversammlung zur Aufstellung 

der Bewerber einer Landesliste hierzu gewählt worden ist. 

 
Die Wahlen für die Vertreterversammlungen dürfen frühestens 

am 25. März 2020 stattgefunden haben. Die Wahlen der Bewer- 

ber sind seit dem 25. Juni 2020 möglich. Die Bewerber und die 

Vertreter müssen nach den Satzungen der Parteien gewählt wer- 

den. 

 
In jeder Landesliste soll eine Vertrauensperson und eine stell- 

vertretende Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt diese 

Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, 

als Vertrauensperson und diejenige, die als zweite unterzeichnet 

hat, als stellvertretende Vertrauensperson. 

 
Landeslisten von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag, seit deren letzter Wahl, nicht auf Grund eigener 

Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abge- 

ordneten vertreten waren, müssen außerdem von mindestens 

1 767 (eintausendsiebenhundertsiebenundsechzig) Wahlberech- 

tigten eigenhändig unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung der 

Unterzeichner eines Wahlvorschlages muss zum Zeitpunkt der 

Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung der Lan- 

desliste nachzuweisen. 

 
Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern, die vom Lan- 

deswahlleiter auf Anforderung kostenfrei geliefert werden, zu 

erbringen. 

 
Die Wahlberechtigten (§ 12 Bundeswahlgesetz), die eine Landes- 

liste unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt per- 

sönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift 

sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des 

Unterzeichners anzugeben. Für jeden Unterzeichner ist auf dem 

Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung des Wahlrechts 

von der Gemeindebehörde, bei der der Unterzeichner gemeldet 

ist, beizufügen. Gesonderte Wahlrechtsbescheinigungen sind 

von der Partei bei Einreichung der Landesliste mit den Unter- 

stützungsunterschriften zu verbinden. Die Bescheinigungen des 

Wahlrechts der Unterzeichner müssen bei Einreichung der Lan- 

desliste vorliegen; sie können nach Ende der Einreichungsfrist 

nicht nachgereicht werden. 

 
 

3. Anlagen zur Landesliste 

 
Der Landesliste (Anlage 20 der Bundeswahlordnung) sind beizu- 

fügen: 

a) die Erklärungen der vorgeschlagenen Bewerber, dass sie 

ihrer Aufstellung zustimmen und für keine andere Landesliste 

ihre Zustimmung als Bewerber gegeben haben und die Ver- 

sicherungen an Eides statt keiner anderen als der den Wahl- 

vorschlag einreichenden Partei anzugehören (Anlage 22 der 

Bundeswahlordnung), 

b) die Bescheinigungen der zuständigen Gemeindebehörden, 

dass die vorgeschlagenen Bewerber wählbar sind (Anlage 16 

der Bundeswahlordnung), 

c) sofern erforderlich (vgl. Ziffer 2), mindestens 1 767 (ein- 

tausendsiebenhundertsiebenundsechzig) Unterstützungs- 

unterschriften nebst Bescheinigung des Wahlrechts der 

Unterzeichner (Anlage 21 der Bundeswahlordnung), 

d) eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfas- 

sung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der die 

Bewerber aufgestellt worden sind und ihre Reihenfolge auf 

der Landesliste festgelegt worden ist (Anlage 23 der Bundes- 

wahlordnung), mit der nach § 21 Absatz 6 Bundeswahlgesetz 

vorgeschriebenen Versicherung an Eides Statt (Anlage 24 der 

Bundeswahlordnung), wobei sich die Versicherung an Eides 

Statt auch darauf zu erstrecken hat, dass die Festlegung der 

Reihenfolge der Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt 

ist. 
 

Die amtlichen Vordrucke für die Landesliste und ihre Anlagen 

werden auf Anforderung vom Landeswahlleiter kostenfrei gelie- 

fert. 

 
 
 

II. Kreiswahlvorschläge 

 
 

1. Wahlvorschlagsrecht 

 
Kreiswahlvorschläge können gemäß § 18 Absatz 1 Bundeswahl- 

gesetz von Parteien und von Wahlberechtigten (andere Kreis- 

wahlvorschläge) eingereicht werden. 

 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit 

deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge unun- 

terbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, 

können als solche einen Wahlkreisvorschlag nur einreichen, wenn 

sie spätestens am 21. Juni 2021 bis 18.00 Uhr dem Bundes- 

wahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt 

haben und der Bundeswahlausschuss die Parteieigenschaft fest- 

gestellt hat. 

 
Die Anzeige muss den Namen und die Kurzbezeichnung, unter 

denen die Partei sich an der Wahl beteiligen wird, enthalten und 

von mindestens drei Mitgliedern des Landesvorstands darun- 

ter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bun- 

desvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Partei- 

organisation an die Stelle des Bundesvorstandes. 

 
Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Par- 

teien sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 

des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. Des Weiteren sol- 

len der Anzeige Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 

Absatz 1 Satz 1 Parteiengesetz beigefügt werden. 

 
Andere Kreiswahlvorschläge (Einzelbewerber) können – ohne 

vorherige Beteiligungsanzeige beim Bundeswahlleiter – direkt 

beim Kreiswahlleiter eingereicht werden. 

 
Auch Parteilose können sich als sogenannte Einzelbewerber/ 

-kandidaten für ein Direktmandat in einem Wahlkreis – ohne vor- 

herige Beteiligungsanmeldung beim Bundeswahlleiter – zur Wahl 

stellen. 

 
 

2. Einreichen von Kreiswahlvorschlägen 

 
Eine Partei kann gemäß § 18 Absatz 5 Bundeswahlgesetz in 

jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen. 

 
Kreiswahlvorschläge sind möglichst frühzeitig, spätestens 

jedoch am 19. Juli 2021 bis 18.00 Uhr schriftlich beim Kreis- 

wahlleiter einzureichen. Der Kreiswahlvorschlag darf nur den 

Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur 

in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag 

genannt werden. Als Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, 

wer seine Zustimmung hierzu schriftlich erteilt hat; die Zustim- 

mung ist unwiderruflich. 
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Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur 

benannt werden, wer in einer Mitgliederversammlung zur Wahl 

eines Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allge- 

meinen Vertreterversammlung hierzu gewählt worden ist. 

 
Die Wahlen für die Vertreterversammlungen dürfen frühestens am 

25. März 2020 stattgefunden haben. Die Wahlen der Bewerber 

sind seit dem 25. Juni 2020 möglich. Die Bewerber und die Ver- 

treter müssen in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln gewählt 

werden. 

 
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei 

Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes der Partei, 

darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 

und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei im Land 

keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorgani- 

sation, so ist der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen der 

nächstniedrigeren Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahl- 

kreis liegt, zu unterzeichnen. 

 
Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag 

oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eige- 

ner Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abge- 

ordneten vertreten waren, müssen außerdem von mindestens 

200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und hand- 

schriftlich unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung der Unter- 

zeichner eines Wahlvorschlages muss zum Zeitpunkt der 

Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreis- 

wahlvorschlags nachzuweisen. 

 
Andere Kreiswahlvorschläge müssen gemäß § 22 Absatz 3 

ThürLWG ebenfalls von mindestens 200 Wahlberechtigten des 

Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein, 

wobei drei Unterzeichner des Wahlvorschlags ihre Unterschrif- 

ten auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten haben (§ 34 

Absatz 3 Bundeswahlordnung). 

 
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen den Namen der ein- 

reichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen- 

det, auch diese, andere Kreiswahlvorschläge ein Kennwort ent- 

halten. 

 
In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und 

eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet werden. Fehlt 

diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeich- 

net hat, als Vertrauensperson und diejenige, die als zweite unter- 

zeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. 

 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberech- 

tigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften, sofern sie 

nicht auf dem Wahlvorschlag selbst zu leisten sind, auf amt- 

lichen Formblättern, die vom Kreiswahlleiter auf Anforderung 

kostenfrei geliefert werden, zu erbringen. Bei der Anforderung 

sind Familienname, Vornamen und Anschrift des vorzuschla- 

genden Bewerbers anzugeben. Als Bezeichnung des Trä- gers 

des Wahlvorschlags sind außerdem bei Parteien deren Namen 

und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, 

bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. 

Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewer- bers in einer 

Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemei- nen 

Vertreterversammlung nach § 21 Bundeswahlgesetz zu 

bestätigen. 

 
Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstüt- 

zen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich und 

handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Fami- 

lienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des Unter- 

zeichners anzugeben. 

 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert 

eine Bescheinigung des Wahlrechts von der Gemeindebehörde, 

bei der der Unterzeichner im Wählerverzeichnis eingetragen ist, 

beizufügen. Gesonderte Wahlrechtsbescheinigungen sind vom 

Träger des Wahlvorschlags bei Einreichung des Kreiswahlvor- 

schlags mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Die 

Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner müssen bei 

Einreichung des Kreiswahlvorschlags vorliegen; sie können nach 

Ende der Einreichungsfrist nicht nachgereicht werden. 

 
 
 

3. Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 

 
Dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 der Bundeswahlordnung) 

sind beizufügen: 

a) die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers, dass er seiner 

Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine 

Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben und die 

Versicherung an Eides statt keiner anderen als der den Wahl- 

vorschlag einreichenden Partei anzugehören (Anlage 15 der 

Bundeswahlordnung), 

b) die Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde, dass 

der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist (Anlage 16 der Bun- 

deswahlordnung), 

c) sofern erforderlich (vgl. Ziffer 2), mindestens 200 Unterstüt- 

zungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 

der Unterzeichner (Anlage 14 der Bundeswahlordnung), 

d) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 

Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt wor- 

den ist (Anlage 17 der Bundeswahlordnung), im Falle eines 

Einspruchs nach § 21 Absatz 4 Bundeswahlgesetz auch eine 

Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstim- 

mung, mit der nach § 21 Absatz 6 Bundeswahlgesetz vor- 

geschriebenen Versicherung an Eides Statt (Anlage 18 der 

Bundeswahlordnung). 

 
Die amtlichen Vordrucke für den Kreiswahlvorschlag und die 

Anlagen werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei 

geliefert. 

 
 
 

III. Gesetzliche Grundlage 

 
Gesetzliche Grundlage für die Durchführung der Bundestagswahl 

2021 sind: 

- das Bundeswahlgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober 2020 (BGBl. I  

S. 2264), 

- die Bundeswahlordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch 

Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 

 
Bei Änderungen der Rechtsgrundlagen nach dieser Bekannt- 

machung werden die entsprechend geänderten Gesetzesgrund- 

lagen obligat. 

 
 
 

IV. Anschrift des Landes- und des Bundeswahlleiters 

 
Die Anschrift des Landeswahlleiters Thüringen lautet: 

 
Postanschrift 

 

Der Landeswahlleiter Thüringen Der Landeswahlleiter Thüringen 

Europaplatz 3 PF 90 01 63 

99091 Erfurt 99104 Erfurt 

 
Telefonnummer:  0361 573319120 

Telefax: 0361 573319691 

E-Mail: wahlen@statistik.thueringen.de 

Internet: www.wahlen.thueringen.de oder 

www.statistik.thueringen.de 

mailto:wahlen@statistik.thueringen.de
http://www.wahlen.thueringen.de/
http://www.statistik.thueringen.de/
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Die Anschrift des Bundeswahlleiters lautet: 

 
Postanschrift 

 
Der Bundeswahlleiter Der Bundeswahlleiter 

Gustav-Stresemann-Ring 11 Statistisches Bundesamt 

65189 Wiesbaden 65180 Wiesbaden 

 
Telefonnummer:  0611 754863 

Telefax: 0611 724000 

E-Mail: post@bundeswahlleiter.de 

Internet: www.bundeswahlleiter.de oder 

www.destatis.de/wahlen 

 
 
 

V. Anschriften der Kreiswahlleiter 

 
Die Anschriften der Kreiswahlleiter sind im Thüringer Staatsanzei- 

ger Nr. 41 vom 12.10.2020 sowie im Internet unter www.wahlen. 

thueringen.de veröffentlicht. 

 
 
 

Erfurt, den 4. Januar 2021 

 
 

Günter Krombholz 

Der Landeswahlleiter Thüringen 

 
 
 

Der Landeswahlleiter 

Erfurt, 04.01.2021 

Az.: Bekanntmachung 1 B21 
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